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„Mehr Schröder, weniger Merkel“

S P D

Steuer gegen
Steinbrück

Führende Sozialdemokraten wollen
die Steuern auf Kapitaleinkünfte

drastisch erhöhen. Der schleswig-
 holsteinische Landeschef Ralf Stegner
will dafür die Abgeltungsteuer ab-
schaffen. Anleger müssten ihre Kapital -
erträge dann wie früher zum gleichen
Satz versteuern wie ihr Einkommen,
statt wie bisher pauschal. Bei einem
Spitzenverdiener wären dies nach sei-

nem Plan 49 statt wie bisher 25 Pro-
zent. „Seit Jahren stagnieren die Löh-
ne, während die Kapitaleinkünfte stei-
gen“, sagt Stegner. „Mit der Abschaf-
fung der Abgeltungsteuer würden wir
ein Signal gegen diese Ent-
wertung von Arbeit setzen.“
Bislang will die Parteispitze
die Abgeltungsteuer lediglich
von 25 auf 32 Prozent erhö-
hen. Sollte sich hingegen
Stegners Forderung beim
Bundesparteitag Anfang De-
zember durchsetzen, wäre
das ein Rückschlag für den
potentiellen Kanzlerkandida-

ten Peer Steinbrück. Er hatte die Ab-
geltungsteuer als Finanzminister in der
Großen Koalition eingeführt und argu-
mentiert, die pauschale Niedrigsteuer
beende die Kapitalflucht ins Ausland.

Stegner schlägt nun vor, im
Gegenzug zur Abschaffung
auf die sogenannte Reichen-
steuer zu verzichten, ein
 zentrales Anliegen der SPD-
Linken. Das käme auch Par-
teichef Sigmar Gabriel entge-
gen, der den Spitzensteuer-
satz auf 49 Prozent erhöhen,
dafür aber auf die Reichen-
steuer verzichten will.

Beschäftigter im Baugewerbe
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Steinbrück

Das Machtwort von Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) zum Mindestlohn hat den Konflikt in ihrer Partei

und in der schwarz-gelben Koalition nicht befrieden können.
Nur wenige Tage nach dem Kompromiss ist der Streit um
dessen Deutung eröffnet. „Nach heftiger Verwirrung steht
die CDU wieder da, wo sie vorher stand: Vom Staat verord-
nete gesetzliche Mindestlöhne haben wir verhindert“, sagt
der Chef des CDU-Wirtschaftsrats Kurt Lauk. Ähnlich sieht
es der Chef der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung
der Union, Josef Schlarmann. „Es wird weiterhin Dif fe -
renzierun gen nach Branchen, Regionen und Qualifikationen
geben – und keinen einheitlichen Mindestlohn von Rügen
bis zum Bodensee.“ Die CDU hatte sich bei ihrem Parteitag
in Leipzig am vergangenen Montag dafür aus-
gesprochen, in Deutschland eine allgemein gel-
tende und verbindliche Lohnuntergrenze in
den Bereichen einzuführen, in denen bislang
kein tariflich festgelegter Lohn existiert. Die
Höhe soll eine Kommission von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern festlegen, die gegebe-
nenfalls auch Abweichungen zulassen kann.
Der Parlamentarier Willi Zylajew, der dem Bun-
desvorstand der CDU-Arbeitnehmer angehört,
übt heftige Kritik an den Versuchen des Wirt-

schaftsflügels, die Verabredung in dessen Sinne zu deuten.
„Fakt ist, dass die Kräfte, die die soziale Marktwirtschaft zer-
setzen wollen, nicht nachgeben werden. Ich hoffe, dass sie
 damit keinen Erfolg haben.“ 
Auch beim Koalitionspartner FDP ist das Thema umstritten.
Die Parteispitze um Parteichef Philipp Rösler führt einen
Abwehrkampf gegen einen allgemeinverbindlichen Mindest-
lohn. „Wenn die CDU-Vorsitzende Angela Merkel den Weg
der Sozialdemokratisierung der Bundes-CDU weitergehen
möchte, dann kann sie diese Debatte in ihrer Partei gern
führen“, sagt der stellvertretende FDP-Vorsitzende Holger
Zastrow, „in ihrem Job als Chefin der schwarz-gelben Koali-
tion aber erwarte ich Vertragstreue.“ Florian Rentsch, Frak-

tionschef der Freien Demokraten in Hessen,
wird noch deutlicher: „Unser Jobwunder geht
stark auch auf die Agenda 2010 von Gerhard
Schröder zurück. So traurig es ist, wir brauchen
heute wieder mehr Schröder und weniger Mer-
kel.“ Einen derartigen „Unsinn“ wie den Min-
destlohn könne man mit der FDP nicht machen:
„Da muss Frau Merkel auf die Gabriel-SPD
warten.“ Allerdings befürworten auch etliche
Mitglieder der Freien Demokraten die Einfüh-
rung eines Mindestlohns. 
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„Diese linke Symbol-
politik ist für 
Liberale eine reine
Provokation.“
Florian Rentsch,
hessischer FDP-Fraktions-
chef, über den Mindestlohn


